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Beschäftigung und Entgelt in der Leiharbeit (Arbeitnehmerüberlassung)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Zum 31. Dezember 2018 waren insgesamt 715 137 sozialversicherungspflich-
tig Vollzeitbeschäftigte in der Leiharbeit tätig. Gegenüber dem Vorjahr redu-
zierte sich die Zahl der vollzeitbeschäftigten Leiharbeitnehmer um rund 
88 000 Personen (vgl. Bundestagsdrucksache 19/12976, Tabelle 1). Bei ge-
nauerer Betrachtung zeigt sich, dass der Rückgang dabei ausschließlich auf 
die deutschen Leiharbeitnehmer zurückzuführen ist, da die Zahl der ausländi-
schen Leiharbeitnehmer gegenüber dem Vorjahr nahezu konstant geblieben ist 
(ebd.). Auch bei der Betrachtung der Medianeinkommen lassen sich zwischen 
deutschen und ausländischen Leiharbeitnehmern deutliche Unterschiede fest-
stellen. Während deutsche Leiharbeitnehmer im Jahr 2018 ein Medianentgelt 
von 2 128 Euro erwirtschafteten, erzielten ausländische Leiharbeitnehmer nur 
ein Entgelt von 1 696 Euro (vgl. Bundestagsdrucksache 19/12976, Tabelle 5). 
Der Entgeltunterschied zwischen vollzeitbeschäftigten deutschen und ausländ-
ischen Leiharbeitnehmern beträgt somit rund 20 Prozent bzw. 432 Euro.

Nicht nur im Vergleich der Leiharbeitnehmer untereinander lassen sich deut-
liche Entgeltunterschiede feststellen. Insbesondere ein Vergleich der Leih-
arbeitnehmer mit den regulär Beschäftigten offenbart erhebliche Unterschiede. 
So erzielten die regulär vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer im Jahr 2018 ein 
Medianentgelt von 3 304 Euro (vgl. Bundestagsdrucksache 19/12976, Tabel-
le 4 und 5). Vollzeitbeschäftigte Leiharbeitnehmer hingegen nur ein Median-
entgelt von 1 928 Euro (ebd.). Der Entgeltunterschied zwischen Leiharbeit-
nehmern und regulär Beschäftigten beträgt demnach rund 42 Prozent bzw. 
1 376 Euro. Am deutlichsten ist der Entgeltunterschied allerdings zwischen 
den vollzeitbeschäftigten ausländischen Leiharbeitnehmern (1 696 Euro) und 
den regulär Beschäftigten mit deutscher Staatsangehörigkeit (3 403 Euro) aus-
geprägt. Hier beträgt der Entgeltunterschied Ende 2018 über 50 Prozent bzw. 
1 707 Euro (ebd.).
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Zum methodischen Hintergrund der Entgeltstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) und zur Interpretation von Medianeinkommen zwischen Personen-
gruppen sowie im Zeitverlauf verweist die Bundesregierung auf ihre Vorbemer-
kung in der Antwort auf die Kleine Anfrage „Beschäftigung und Entgelt in der 
Leiharbeit“ auf Bundestagsdrucksache 19/18199.
Zur Vergleichbarkeit der Ergebnisse aus der Entgelt- und der Beschäftigungs-
statistik wurde Ergebnisse zu den Beschäftigten zum Dezember des jeweiligen 
Jahres herangezogen.

1. Wie viele Leiharbeitnehmer waren nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Jahresdurchschnitt 2010, 2015 und 2019 insgesamt sowie im Anforde-
rungsniveau Helfer, Fachkraft, Spezialist und Experte jeweils sozialver-
sicherungspflichtig vollzeitbeschäftigt (bitte nach Bund, alte Bundes-
länder, neue Bundesländer, Bundesländer, Geschlecht, Staatsangehörigkeit 
Deutsche, Ausländer insgesamt, EU-Ausländer, Drittstaatsangehörige, 
Top-8-Asylherkunftsländer getrennt ausweisen und jeweils die absolute 
sowie relative Veränderung von 2010 auf 2019 sowie 2015 auf 2019 ange-
ben)?

Wie viele Leiharbeitnehmer sind aktuell jeweils sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt?

Nach Angaben der Statistik der BA waren im Dezember 2019 insgesamt rund 
634.000 Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer sozialversicherungs-
pflichtig vollzeitbeschäftigt. Das waren rund 106.000 bzw. 14,3 Prozent weni-
ger als im Jahr 2015.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können der Tabelle 1 
im Anhang entnommen werden.*

2. Wie viele Leiharbeitnehmer waren nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Jahresdurchschnitt 2010, 2015 und 2019 ausschließlich geringfügig be-
schäftigt (bitte nach Bund, alte Bundesländer, neue Bundesländer, Bundes-
länder, Geschlecht, Staatsangehörigkeit Deutsche, Ausländer insgesamt, 
EU-Ausländer, Drittstaatsangehörige, Top-8-Asylherkunftsländer getrennt 
ausweisen und jeweils die absolute sowie relative Veränderung von 2010 
auf 2019 sowie 2015 auf 2019 angeben)?

Wie viele Leiharbeitnehmer sind aktuell jeweils ausschließlich geringfügig 
beschäftigt?

Nach Angaben der Statistik der BA waren im Dezember 2019 insgesamt rund 
64.000 Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer ausschließlich gering-
fügig beschäftigt. Das waren rund 5.700 bzw. 8,2 Prozent weniger als im Jahr 
2015.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können Tabelle 2 im 
Anhang entnommen werden.*

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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3. Wie viele Leiharbeitnehmer waren nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Jahresdurchschnitt 2010, 2015 und 2019 in Kurzarbeit (bitte nach Bund, 
alte Bundesländer, neue Bundesländer, Bundesländer, Geschlecht, Staats-
angehörigkeit Deutsche, Ausländer insgesamt, EU-Ausländer, Drittstaats-
angehörige, Top-8-Asylherkunftsländer getrennt ausweisen und jeweils 
die absolute sowie relative Veränderung von 2010 auf 2019 sowie 2015 
auf 2019 angeben)?

Wie viele Leiharbeitnehmer befinden sich aktuell in Kurzarbeit?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, wie viele Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmer in Kurzarbeit sind. Angaben liegen zu den Be-
schäftigten der Branche Arbeitnehmerüberlassung (Wirtschaftsgruppe 782 und 
783 der WZ 2008) vor. Zu berücksichtigen ist, dass bei den Beschäftigten in 
der Branche Arbeitnehmerüberlassung auch die Kernbelegschaft der Zeit-
arbeitsunternehmen ausgewiesen wird, die die Überlassung von Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmern organisiert und verwaltet. Jedoch fehlen die-
jenigen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, deren Beschäftigungs-
betrieb einen anderen Hauptzweck als die Arbeitnehmerüberlassung hat.
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer haben grundsätzlich keinen An-
spruch auf Kurzarbeitergeld, weil Kurzarbeitergeld nicht bei Arbeitsausfällen 
gezahlt wird, die branchenüblich und damit dem Betriebsrisiko zuzuordnen 
sind. Der Verleiher trägt das Risiko, dass er seine Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer nicht an Entleiher verleihen kann. Eine gesetzliche Öffnung 
des Zugangs zum Kurzarbeitergeld für Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmern wurde aufgrund der Krise am Finanzmarkt für den Zeitraum vom 
1. Februar 2009 bis zum 31. Dezember 2011 geschaffen, weil die enormen Auf-
tragsrückgänge das typische Betriebsrisiko der Zeitarbeitsunternehmen über-
strahlten und somit rechtfertigten, für diese Arbeitsausfälle auch Kurzarbeiter-
geld zu zahlen. Eine entsprechende Öffnung ist aufgrund der durch die Verbrei-
tung des Coronavirus bestehenden Krise seit März 2020 in Kraft.
Nach Angaben der Statistik der BA waren im Jahresdurchschnitt 2019 rund 
670 Kurzarbeiter in der Branche Arbeitnehmerüberlassung tätig im Vergleich 
zu rund 9.000 im Jahresdurchschnitt 2010.
Weitere Ergebnisse nach Region und Geschlecht können Tabelle 3 im Anhang 
entnommen werden. Eine Differenzierung nach weiteren Merkmalen kann 
nicht vorgenommen werden.*

4. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 
2019 die Anzahl der geschlossenen sowie beendeten Beschäftigungsver-
hältnisse von Leiharbeitnehmern jeweils entwickelt (bitte die Gesamtzahl 
der geschlossenen sowie beendeten Beschäftigungsverhältnisse im jeweili-
gen Jahr angeben und die beendeten Beschäftigungsverhältnisse weiter 
aufschlüsseln nach folgender Dauer der Beschäftigungsverhältnisse: weni-
ger als 3 Monate, weniger als 6 Monate, weniger als 9 Monate, weniger 
als 12 Monate, weniger als 15 Monate, weniger als 18 Monate)?

Nach Angaben der Statistik der BA wurden im Jahr 2019 rund 1,35 Millionen 
Beschäftigungsverhältnisse von Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer 
begonnen und rund 1,42 Millionen beendet.
Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 4 im 
Anhang entnommen werden.*

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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5. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2010, 
2015 und 2019 der Fluktuationskoeffizient (Maß für den Beschäftigten-
umschlag) der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse

a) im primären Sektor (WZ 2008, Land- und Forstwirtschaft),

b) im sekundären Sektor (WZ 2008, Produzierendes Gewerbe),

c) im tertiären Sektor (WZ 2008, Dienstleistungsbranchen),

d) in der Arbeitnehmerüberlassung (ANÜ)

(bitte nach Bund, Staatsangehörigkeit Deutsche, Ausländer insgesamt, 
EU-Ausländer sowie Drittstaatsangehörige getrennt ausweisen)?

Angaben der Statistik der BA zur Fluktuation der sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung (ohne Ausbildungsverhältnisse) nach den erfragten Diffe-
renzierungen können Tabelle 5 im Anhang entnommen werden.*

6. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2010, 2015 und 
2019 das Medianeinkommen der sozialversicherungspflichtig Vollzeit-
beschäftigten (bitte nach Bund, alte Bundesländer, neue Bundesländer, 
Bundesländer, Geschlecht, Staatsangehörigkeit Deutsche, Ausländer ins-
gesamt, EU-Ausländer, Drittstaatsangehörige, Top-8-Asylherkunftsländer 
getrennt ausweisen und jeweils die absolute sowie relative Veränderung 
von 2010 auf 2019 sowie 2015 auf 2019 angeben)?

7. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2010, 2015 und 
2019 das Medianeinkommen der sozialversicherungspflichtig Vollzeit-
beschäftigten im Anforderungsniveau Helfer, Fachkraft, Spezialist und 
Experte (bitte nach Bund, alte Bundesländer, neue Bundesländer, Bundes-
länder, Geschlecht, Staatsangehörigkeit Deutsche, Ausländer insgesamt, 
EU-Ausländer, Drittstaatsangehörige, Top-8-Asylherkunftsländer getrennt 
ausweisen und jeweils die absolute sowie relative Veränderung von 2010 
auf 2019 sowie 2015 auf 2019 angeben)?

8. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2010, 2015 und 
2019 das Medianeinkommen der sozialversicherungspflichtig Vollzeit-
beschäftigten Leiharbeitnehmer (bitte nach Bund, alte Bundesländer, neue 
Bundesländer, Bundesländer, Geschlecht Männer, Frauen, Staatsangehö-
rigkeit: Deutsche, Ausländer insgesamt, EU-Ausländer, Drittstaatsangehö-
rige, Top-8-Asylherkunftsländer getrennt ausweisen und jeweils die abso-
lute sowie relative Veränderung von 2010 auf 2019 sowie 2015 auf 2019 
angeben)?

9. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2010, 2015 und 
2019 das Medianeinkommen der sozialversicherungspflichtig Vollzeit-
beschäftigten Leiharbeitnehmer im Anforderungsniveau Helfer, Fachkraft, 
Spezialist und Experte (bitte nach Bund, alte Bundesländer, neue Bundes-
länder, Bundesländer, Geschlecht Männer, Frauen, Staatsangehörigkeit: 
Deutsche, Ausländer insgesamt, EU-Ausländer, Drittstaatsangehörige, 
Top-8-Asylherkunftsländer getrennt ausweisen und jeweils die absolute 
sowie relative Veränderung von 2010 auf 2019 sowie 2015 auf 2019 ange-
ben)?

Die Fragen 6 bis 9 werden gemeinsam beantwortet.
Nach Angaben der Statistik der BA betrug das mittlere Bruttomonatsentgelt 
(Median) aller sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der Kern-
gruppe im Jahr 2019 3.401 Euro. Sozialversicherungspflichtig vollzeitbeschäf-

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.

Drucksache 19/21890 – 4 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



tigte Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer erzielten ein Medianentgelt 
in Höhe von 1.983 Euro. Zur Einordnung dieser Entgeltunterschiede verweist 
die Bundesregierung auf ihre Antwort zu den Fragen 3 bis 5 der Kleinen Anfra-
ge „Beschäftigungsstatistik (Entgeltstatistik 2018)“ auf Bundestagsdrucksache 
19/12976 sowie auf den methodischen Hinweis in der Antwort zu Frage 5 der 
Kleinen Anfrage „Leiharbeit – Struktur, Entlohnung und Vermittlungstätigkeit 
der Bundesagentur für Arbeit“ auf Bundestagsdrucksache 19/8686.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können den Tabel-
len 6 bis 9 im Anhang entnommen werden.*

10. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 
2019 jeweils der Entgeltunterschied zwischen Leiharbeitnehmern und 
regulär Vollzeitbeschäftigten, die nicht in der Leiharbeit tätig sind (bitte 
das jeweilige Medianeinkommen sowie die absolute und relative Diffe-
renz angeben)?

11. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 
2019 jeweils der Entgeltunterschied zwischen deutschen Leiharbeit-
nehmern und deutschen Vollzeitbeschäftigten, die nicht in der Leiharbeit 
tätig sind (bitte das jeweilige Medianeinkommen sowie die absolute und 
relative Differenz angeben)?

12. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 
2019 der Entgeltunterschied zwischen ausländischen Leiharbeitnehmern 
und ausländischen Vollzeitbeschäftigten, die nicht in der Leiharbeit tätig 
sind (bitte das jeweilige Medianeinkommen sowie die absolute und rela-
tive Differenz angeben)?

13. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 
2019 der Entgeltunterschied zwischen ausländischen Leiharbeitnehmern 
und deutschen Vollzeitbeschäftigten, die nicht in der Leiharbeit tätig sind 
(bitte das jeweilige Medianeinkommen sowie die absolute und relative 
Differenz angeben)?

14. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 
2019 jeweils der Entgeltunterschied zwischen deutschen und ausländi-
schen Leiharbeitnehmern (bitte das jeweilige Medianeinkommen sowie 
die absolute und relative Differenz angeben)?

Die Fragen 10 bis 14 werden gemeinsam beantwortet.
Nach Angaben der Statistik der BA war das Medianentgelt von sozialversiche-
rungspflichtig vollzeitbeschäftigter Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitneh-
mern der Kerngruppe im Jahr 2019 um 42,4 Prozent geringer als das mittlere 
Bruttomonatsgehalt sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigter, die nicht 
als Leiharbeitnehmerin bzw. Leiharbeitnehmer tätig waren.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können den Tabel-
len 10 bis 14 im Anhang entnommen werden.*
Zu der Bewertung der Angaben zum Entgeltunterschied von Leiharbeitnehme-
rinnen und Leiharbeitnehmern mit deutscher Staatsangehörigkeit und Leih-
arbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern mit einer ausländischen Staatsange-
hörigkeit verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort zu den Fragen 11 
bis 14 der Kleinen Anfrage „Beschäftigung und Entgelt in der Leiharbeit“ auf 
Bundestagsdrucksache 19/18199.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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15. In welchen Berufsgruppen (nach der Klassifikation der Berufe, KldB 
2010, 2-Steller) waren nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2010, 
2015 und 2019 jeweils die meisten Leiharbeitskräfte tätig (bitte für die 
einzelnen Berufsgruppen die Anzahl sowie den Anteil der Leiharbeits-
kräfte ausweisen und die absolute sowie relative Veränderung von 2010 
auf 2019 sowie 2015 auf 2019 angeben)?

Nach Angaben der Statistik der BA waren die meisten Leiharbeitnehmerinnen 
und Leiharbeitnehmer in Berufen der Berufsgruppe 513 „Lagerwirtschaft, Post 
und Zustellung, Güterumschlag“ der Klassifikation der Berufe 2010 (KldB 
2010) eingesetzt. Im Dezember 2019 waren 26,6 Prozent aller sozialversiche-
rungspflichtig oder geringfügig beschäftigten Leiharbeitnehmerinnen und Leih-
arbeitnehmer in diesen Berufen tätig.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können Tabelle 15 im 
Anhang entnommen werden.*

16. In welchen Wirtschaftsabschnitten (nach der Klassifikation der Wirt-
schaftszweige, WZ 2008, Kode A bis U) waren nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Jahr 2010, 2015 und 2019 jeweils die meisten Leih-
arbeitskräfte tätig (bitte für die einzelnen Wirtschaftsabschnitte die An-
zahl sowie den Anteil der Leiharbeitskräfte ausweisen und die absolute 
sowie relative Veränderung von 2010 auf 2019 sowie 2015 auf 2019 an-
geben)?

Das IAB-Betriebspanel ist eine repräsentative Arbeitgeberbefragung zu betrieb-
lichen Bestimmungsgrößen der Beschäftigung. Die Befragung wird bei etwa 
16.000 Betrieben aller Branchen und aller Größen zu einer Vielzahl beschäfti-
gungspolitischer Themen durchgeführt. Die Befragung findet jeweils Mitte des 
Jahres statt.
Bei den Zahlen des IAB-Betriebspanels handelt es sich nicht um exakte, ad-
ministrativ erfasste Zahlen, sondern um hochgerechnete Werte aus einer Stich-
probe, die mit einer gewissen Ungenauigkeit einhergehen. Bei der Interpreta-
tion sollte berücksichtigt werden, dass sich Veränderungen der Zahlenwerte 
zum Teil im Bereich des Stichprobenfehlers bewegen.
Ergebnisse des IAB-Betriebspanel zu den Branchen, in denen Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmer eingesetzt werden, können den Tabellen 16 
bis 19 im Anhang entnommen werden.*

17. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2010, 2015 
und 2019 die Anzahl sowie der Anteil der niedriglohnbeziehenden Leih-
arbeitskräfte in Deutschland?

18. In welchen fünf Berufsgruppen (nach der Klassifikation der Berufe, 
KldB 2010, 2-Steller) war nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2010, 2015 und 2019 der Anteil der niedriglohnbeziehenden Leiharbeits-
kräfte am höchsten (bitte je Berufsgruppe den Anteil der niedriglohn-
beziehenden Leiharbeitskräfte ausweisen und die absolute sowie relative 
Veränderung von 2010 auf 2019 sowie 2015 auf 2019 angeben)?

Die Fragen 17 und 18 werden gemeinsam beantwortet.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Nach Angaben der Statistik der BA erzielten im Dezember 2019 rund 379.000 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer (61,6 Prozent) ein Bruttoarbeits-
entgelt im unteren Entgeltbereich.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können Tabelle 20* 
im Anhang entnommen werden. In Anlehnung an die Definition der „Organisa-
tion for Economic Cooperation and Development (OECD)“ gilt als Beschäftig-
ter des unteren Entgeltbereichs, wer als sozialversicherungspflichtig Vollzeit-
beschäftigter weniger als zwei Drittel des Medianentgelts aller sozialversiche-
rungspflichtig Vollzeitbeschäftigten erzielt (Schwelle des unteren Entgelt-
bereichs). Die bundesdeutsche Schwelle des unteren Entgeltbereiches lag im 
Jahr 2019 bei 2.267 Euro.

19. In welchen fünf Wirtschaftsabschnitten (nach der Klassifikation der 
Wirtschaftszweige, WZ 2008, Kode A bis U) war nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Jahr 2010, 2015 und 2019 der Anteil der niedrig-
lohnbeziehenden Leiharbeitskräfte am höchsten (bitte je Wirtschafts-
abschnitt den Anteil der niedriglohnbeziehenden Leiharbeitskräfte aus-
weisen und die absolute sowie relative Veränderung von 2010 auf 2019 
sowie 2015 auf 2019 angeben)?

Der Bundesregierung liegen aus der Beschäftigungsstatistik keine Erkenntnisse 
vor, in welchen Branchen die Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer 
eingesetzt werden. Entsprechend sind keine Auswertungen zu Niedriglohn-
anteilen nach Branchen möglich.

20. Wie viele Personen waren nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2010, 2015 und 2019 in der Leiharbeit beschäftigt und haben ein sozial-
versicherungspflichtiges Jahresentgelt erzielt, das nicht ausreicht, um 
nach 45 Jahren eine Rente oberhalb der Grundsicherung zu erreichen 
(bitte nach Bund, alte Bundesländer, neue Bundesländer, Bundesländer, 
Geschlecht Männer, Frauen, Staatsangehörigkeit Deutsche, Ausländer 
insgesamt, EU-Ausländer, Drittstaatsangehörige, Top-8-Asylherkunfts-
länder, Anforderungsniveau Helfer, Fachkraft, Spezialist, Experte ge-
trennt ausweisen und jeweils die absolute sowie relative Veränderung 
von 2018 auf 2019 angeben)?

21. Wie viele Personen waren nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2010, 2015 und 2019 in der Leiharbeit beschäftigt und haben ein sozial-
versicherungspflichtiges Jahresentgelt erzielt, das nicht ausreicht, um 
nach 35 Jahren eine Rente oberhalb der Grundsicherung zu erreichen 
(bitte nach Bund, alte Bundesländer, neue Bundesländer, Bundesländer, 
Geschlecht Männer, Frauen, Staatsangehörigkeit Deutsche, Ausländer 
insgesamt, EU-Ausländer, Drittstaatsangehörige, Top-8-Asylherkunfts-
länder, Anforderungsniveau Helfer, Fachkraft, Spezialist, Experte ge-
trennt ausweisen und jeweils die absolute sowie relative Veränderung 
von 2018 auf 2019 angeben)?

Die Fragen 20 und 21 werden gemeinsam beantwortet.
Zur methodischen Herangehensweise sowie zu den Grenzen der Aussagefähig-
keit der folgenden Ergebnisse verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort 
zu den Fragen 20 und 21 der Kleinen Anfrage „Beschäftigung und Entgelt in 
der Leiharbeit“ auf Bundestagsdrucksache 19/18199.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Das rentenversicherungspflichtige Jahresentgelt für 1/45 (1/35) an nötigen Ent-
geltpunkten für eine Nettorente in Höhe des durchschnittlichen Bruttobedarfs in 
der Grundsicherung im Alter des gleichen Jahres betrug 23.886 Euro 
(30.711 Euro) im Jahr 2019, 23.777 Euro (30.570 Euro) im Jahr 2015 und 
22.139 Euro (28.464 Euro) im Jahr 2013. Zur Vergleichbarkeit mit vorangegan-
genen Antworten wurden die Veränderungen vom Jahr 2013 auf das Jahr 2019 
sowie vom Jahr 2015 auf das Jahr 2019 angeben.
Im Kontext der Fragestellungen zum sozialversicherungspflichtigen Jahres-
entgelt werden hier abweichend vom üblichen Vorgehen in der Beschäftigungs-
statistik Ergebnisse zu allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit An-
gaben zum Entgelt abgebildet. Die Auswertungen umfassen sozialversiche-
rungspflichtig Voll- und Teilzeitbeschäftigte sowie sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigte, die in einem Ausbildungsverhältnis stehen und für die Sonder-
regelungen gelten. Aussagen zum Einkommen der Beschäftigten über die ge-
samte Erwerbskarriere hinweg lassen sich auf Basis der vorliegenden Auswer-
tung nicht treffen. Darüber hinaus können aus der Höhe einer Rentenanwart-
schaft in der gesetzlichen Rentenversicherung grundsätzlich keine Rückschlüs-
se auf die Bedürftigkeit in der Grundsicherung im Alter gezogen werden, da 
u. a. weitere Alterseinkommen und der Haushaltskontext berücksichtigt werden 
müssten.
Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Jahr 2019 rund 419.000 sozial-
versicherungspflichtig beschäftigte Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer mit einem Entgelt unterhalb des Schwellenwertes von monatlich 
2.000 Euro für eine Nettorente nach 45 Arbeitsjahren in Höhe des bundes-
einheitlichen Grundsicherungsniveaus. Im Vergleich zum Jahr 2015 waren es 
24,9 Prozent weniger.
Rund 560.000 sozialversicherungspflichtig beschäftigte Leiharbeitnehmerinnen 
und Leiharbeitnehmer erzielten ein Entgelt unterhalb des Schwellenwertes von 
monatlich 2.600 Euro für eine Nettorente nach 35 Arbeitsjahren in Höhe des 
bundeseinheitlichen Grundsicherungsniveaus. Im Vergleich zum Jahr 2015 ging 
die Zahl um 19,8 Prozent zurück.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können Tabelle 21 im 
Anhang entnommen werden.*

22. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2010, 2015 
und 2019 der Anteil der Leiharbeitnehmer, der jeweils

a) unterhalb ihrer formalen Qualifikation,

b) über ihrer formalen Qualifikation

sozialversicherungspflichtig beschäftigt war?

Von einer der Qualifikation entsprechenden Tätigkeit wird ausgegangen, wenn 
Personen ohne Berufsabschuss eine Helfertätigkeit, Personen mit beruflichem 
oder schulischem Abschluss eine Tätigkeit als Fachkraft oder Spezialist oder 
Personen mit akademischem Abschluss eine Tätigkeit als Spezialist oder 
Experte ausüben.
Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können Tabelle 22 im Anhang 
entnommen werden.* Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu beachten, 
dass bei mehr als zehn Prozent der sozialversicherungspflichtigen Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmern keine Angaben zum Berufsabschluss vor-
liegen.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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23. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl sowie der
Anteil der Leiharbeitskräfte im Jahr 2010, 2015 und 2019, die 30 sowie
90 Tage nach Beendigung ihrer Beschäftigung (Verbleibsmessung nach
Abgang)

a) nicht beschäftigt waren,

b) arbeitslos waren,

c) erneut als Leiharbeitnehmer beschäftigt waren,

d) geringfügig beschäftigt waren (ohne Leiharbeitnehmer),

e) sozialversicherungspflichtig beschäftigt waren (ohne Leiharbeitneh-
mer)

(bitte nach Bund, alte Bundesländer, neue Bundesländer, Staatsangehö-
rigkeit Deutsche, Ausländer insgesamt, EU-Ausländer, Drittstaatsange-
hörige, Top-8-Asylherkunftsländer, Anforderungsniveau Helfer, Fach-
kraft, Spezialist, Experte getrennt ausweisen)?

Nach Angaben der Statistik der BA standen 56,3 Prozent bzw. 62,0 Prozent der 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis 
im Jahr 2019 endete, 30 Tage bzw. 90 Tage nach Beendigung in einem neuen 
Beschäftigungsverhältnis.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können den Tabel-
len 23 und 24 im Anhang entnommen werden.* Bei der Interpretation der 
Ergebnisse ist zu beachten, dass beendete Beschäftigungsverhältnisse betrachtet 
werden, so dass eine Mehrfachzählung von Personen möglich ist.

24. Wie viele Tarifverträge waren nach Kenntnis der Bundesregierung in den
Jahren 2010, 2015 und 2019 im Tarifregister des Bundes registriert, bei
denen eine Abweichung vom Gleichstellungsgrundsatz für mehr als
9 Monate vereinbart wurde und wodurch erst nach bis zu 15 Monaten
Überlassungsdauer ein Arbeitsentgelt erreicht wird, welches für ver-
gleichbare Arbeitskräfte in der Einsatzbranche festgelegt ist?

Es wird nach Tarifverträgen gemäß § 8 Absatz 4 Satz 2 des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes (AÜG) gefragt, mittels derer länger als neun Monate hinsicht-
lich des Arbeitsentgelts vom Gleichstellungsgrundsatz abgewichen werden 
kann. Diese Möglichkeit besteht, wenn nach spätestens 15 Monaten einer Über-
lassung an einen Entleiher mindestens ein Arbeitsentgelt erreicht wird, das in 
dem Tarifvertrag als gleichwertig mit dem tarifvertraglichen Arbeitsentgelt ver-
gleichbarer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Einsatzbranche fest-
gelegt ist und nach einer Einarbeitungszeit von längstens sechs Wochen eine 
stufenweise Heranführung an dieses Arbeitsentgelt erfolgt. Diese gesetzliche 
Regelung wurde mit dem Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes und anderer Gesetze vom 21. Februar 2017, das seit 1. April 2017 in 
Kraft ist, eingeführt. Es ist daher davon auszugehen, dass in den Jahren 2010 
und 2015 keine Tarifverträge mit einem solchen Inhalt im Tarifregister des 
Bundes registriert waren.
Für das Jahr 2019 hat die Abfrage im Tarifregister des Bundes ergeben, dass 31 
gültige Tarifverträge registriert waren, in denen eine Abweichung vom Gleich-
stellungsgrundsatz für mehr als neun Monate vereinbart wurde und durch die 
nach spätestens 15 Monaten einer Überlassung mindestens ein Arbeitsentgelt 
erreicht wird, das in dem Tarifvertrag als gleichwertig mit dem tarifvertrag-

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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lichen Arbeitsentgelt vergleichbarer Arbeitskräfte in der Einsatzbranche fest-
gelegt ist.

25. Wie viele Tarifverträge waren nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2010, 2015 und 2019 im Tarifregister des Bundes registriert, in 
denen die Höchstüberlassungsdauer auf mehr als 18 Monate ausgeweitet 
wurde?

In welchen Branchen wurden diese Tarifverträge abgeschlossen, und mit 
welcher maximalen Höchstüberlassungsdauer (sollten mehrere Tarifver-
träge je Branche existieren, bitte Korridore der Höchstüberlassungsdauer 
angeben)?

In den Jahren 2010 und 2015 galt keine konkrete gesetzliche Überlassungs-
höchstdauer. Die gesetzliche Überlassungshöchstdauer von grundsätzlich 
18 Monaten ist mit dem Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes und anderer Gesetze zum 1. April 2017 in Kraft getreten. Gleichzeitig 
wurde den Tarifvertragsparteien der Einsatzbranche ermöglicht, in einem Tarif-
vertrag eine abweichende Überlassungshöchstdauer festzulegen. Es ist daher 
davon auszugehen, dass in den Jahren 2010 und 2015 keine Tarifverträge mit 
einem solchen Inhalt im Tarifregister des Bundes registriert waren.
Für das Jahr 2019 waren 173 Tarifverträge im Tarifregister des Bundes regis-
triert, in denen die Höchstüberlassungsdauer auf mehr als 18 Monate ausgewei-
tet wurde. Die entsprechenden Branchen und die Korridore zu den jeweiligen 
Höchstüberlassungsdauern können Tabelle 25 im Anhang entnommen werden.*

26. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, dass die aktuelle 
„Equal-Pay-Regelung“ (Gleichstellungsgebot) – nach Ansicht der Frage-
steller – weitestgehend ins Leere fällt, da die meisten Leiharbeitsverträge 
regelmäßig vor Ablauf der erforderlichen 9 Monate (gesetzlich) bzw. bis 
zu 15 Monate (tariflich) beendet werden (vgl. Antwort auf die Schrift-
liche Frage 71 auf Bundestagsdrucksache 19/17308)?

Sieht die Bundesregierung hier Handlungsbedarf bzw. Regelungsbedarf, 
und wenn ja, inwiefern?

27. Plant die Bundesregierung eine Anpassung der bestehenden „Equal-Pay-
Regelung“ (Gleichstellungsgebot, vgl. Vorfrage der Fragesteller), wo-
nach Leiharbeitnehmer erst nach einer Einsatzzeit von 9 Monaten (ge-
setzlich) bzw. bis zu 15 Monaten (tariflich) ein Entgelt beziehen müssen, 
welches einem vergleichbaren Stammbeschäftigten im jeweiligen Betrieb 
entspricht?

Wenn nicht, aus welchen Gründen hält die Bundesregierung die be-
stehende „Equal-Pay-Regelung“ für ausreichend?

Die Equal Pay-Regelung des AÜG besagt, dass Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer hinsichtlich des Arbeitsentgelts gegenüber vergleichbaren 
Stammarbeitnehmerinnen und Stammarbeitnehmern im Einsatzbetrieb nicht 
benachteiligt werden dürfen, ihnen also mindestens das gleiche Arbeitsentgelt 
zu gewähren ist wie den Stammarbeitskräften. Dieses Gleichstellungsgebot gilt 
grundsätzlich ab dem ersten Tag des Einsatzes. Von diesem Grundsatz darf nur 
bei Anwendung von Tarifverträgen abgewichen werden. Eine Abweichung 
über neun Monate hinaus ist nur zulässig, wenn ein Tarifvertrag angewandt 
wird, der bestimmte soziale Leitplanken enthält. So muss das Arbeitsentgelt der 

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21890 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer stufenweise an ein Arbeitsentgelt 
herangeführt werden, das von den Tarifvertragsparteien als gleichwertig mit 
dem tarifvertraglichen Arbeitsentgelt vergleichbarer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in der Einsatzbranche festgelegt ist. Dieses gleichwertige Ar-
beitsentgelt muss nach spätestens 15 Monaten Einsatzdauer erreicht werden. 
Die stufenweise Heranführung an dieses Arbeitsentgelt muss spätestens nach 
einer Einarbeitungszeit von längstens sechs Wochen beginnen. Damit wird 
sichergestellt, dass die Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer in diesem 
Fall bereits in den ersten Einsatzmonaten mehr Geld erhalten.
Zudem ist zu beachten, dass bei den zum Stichtag des 31. Dezember 2019 
bestehenden Beschäftigungsverhältnissen von Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmern der Anteil der länger als neun Monate bestehenden Be-
schäftigungsverhältnisse bei über 50 Prozent (53,33 Prozent) liegt.
Die Anwendung des AÜG und damit auch die gesetzlichen Regelungen zu 
Equal Pay werden derzeit evaluiert. Hierzu hat das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales einen Forschungsauftrag erteilt. Die Ergebnisse der Eva-
luation werden nicht vor Ende des Jahres 2021 vorliegen. Eine Anpassung der 
Regelungen zum Equal Pay ist derzeit nicht geplant.
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